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KINDERARMUT IN FÜNF JAHREN BESEITIGEN!
Plakat-Kampagne der LINKEN soll Sachsens CDU-geführte Staatsregierung wachrufen

Selbst laut offiziel ler Statistik gibt es in Sachsen deutl ich
mehr arme Kinder als im Bundesdurchschnitt. Demnach
ist etwa in Leipzig jedes vierte Kind betroffen. Insgesamt
leben im Freistaat mindestens 1 50.000 arme Kinder – be-
sonders in kinderreichen Famil ien und bei Al leinerziehen-
den. Bundesweit ist jedes fünfte Kind armutsgefährdet,
es gibt zwei Mil l ionen arme Kinder. Die sächsische Land-
tags-Linksfraktion hat am 1 7. März eine Großflächenpla-
kat-Aktion gestartet. Das Motiv lautet: „1 50.000 sächsische
Kinder leben in Armut. Aufwachen, Herr Til l ich! – Sach-
sens Regierung muss im Bund für mehr Kindergeld und
eine Kindergrundsicherung kämpfen! Kinder verdienen Ge-
sundheit, Würde und gute Bildung.“ Diese war bis zum 3.
April 201 7 an 1 80 Standorten präsent, darunter auch in
Plauen, Reichenbach und Oelsnitz.

Maik Schwarz, Bundestagskandidat der LINKEN im Vogt-
land, erklärt dazu: Arme Kinder werden oft die armen Ju-
gendl ichen von morgen und die armen Eltern von
übermorgen. Dieser Kreislauf muss durchbrochen wer-
den! Wir wol len die sächsische Staatsregierung mit unse-
rer Aktion wachrufen und den Druck verstärken, damit die
Kinderarmut in fünf Jahren beseitigt ist.

Im Jahr 201 4 waren im Vogtlandkreis 3463 Kinder von der
Mindestsicherung nach SGB I I abhängig. Das sind 3463
zu viel . Kinder, die in Armut leben, müssen vieles entbeh-
ren – warme Mahlzeiten, Obst und Gemüse, altersgerech-
te Bücher und Spielzeug, oder die Mögl ichkeit, Freunde
einzuladen oder Geburtstage zu feiern. Wer nicht am Ki-
nobesuch oder der Klassenfahrt teilhaben kann, wird
schnel l zum Außenseiter. Sie haben auch geringere Chan-
cen auf gute Bildung. Die Aussichten, dass sie eine Hoch-
schule besuchen werden, sind um ein vielfaches schlechter.
Demütigungserfahrungen prägen oft ihr ganzes Leben.

Kinderarmut muss verhindert werden, bevor sie entsteht.
Wir brauchen ein Umdenken bei Löhnen und Mitbestim-
mung: Das Land braucht mehr Betriebsräte, Tarifbindung
und höhere Einkommen! Auf der Bundesebene muss die
Staatsregierung für eine existenzsichernde Grundsiche-
rung in Höhe von 1 .050 Euro kämpfen und dafür, dass in
einem ersten Schritt das Kindergeld auf 328 Euro erhöht
wird. Kleine und mittlere Einkommen müssen steuerl ich
entlastet, große Einkommen und Vermögen stärker bela-
stet werden.

von Links: Janina Pfau MdL, Maik Schwarz & Rico Gebhardt MdL



2 diel inke-vogtland.de

Vogtlandbote Mai 2017 »LINKE«

Im Rahmen einer Masterarbeit der
Pol itikwissenschaft an der TU Chemnitz
wurde im vergangenen Jahr eine Studie
über die Neumitgl ieder des sächsischen
Landesverbandes der Partei DIE LINKE
erstel l t. Die Ergebnisse dieser Studie
l iegen nunmehr vor.

Befragt wurden in einer kombinierten
Onl ine- und postal ischen Befragung
al le Neumitgl ieder, die zwischen dem
1 . Januar 201 1 und dem 31 . Mai 201 6
in die Partei eingetreten waren. Der
Befragungszeitraum lag zwischen dem
1 . Juni und dem 31 . August 201 6. Die
Rücklaufquote lag bei rund 43 Prozent.
Neben sozialdemographischen Daten
und Beitrittsmotivationen wurden auch
pol itische Einstel lungen der
Neumitgl ieder abgefragt.

Die vorwiegend jüngeren Neumitgl ieder
– fast 60 Prozent sind unter 35 Jahre
alt – zeichnen sich dabei durch ein
hohes Vertrauen in legislative
Institutionen wie den Bundestag oder
den Landtag, aber auch in die Judikative
aus. So haben bspw. fast 80 Prozent
der Neumitgl ieder hohes oder sehr
hohes Vertrauen in das
Bundesverfassungsgericht. Am
wenigsten vertrauen die Neumitgl ieder
der Bundes- und Landesregierung und
dem Mil itär.

Zwar sind es vor al lem gesel lschaftl iche
Entwicklungen wie der gesel lschaftl iche
Rechtsruck, der Neumitgl ieder zum
Eintritt in die Partei bewegen, dennoch
interessieren sie sich
überdurchschnittl ich für die klassischen
l inken Pol itikfelder wie Sozial-, Friedens-
und Bildungspol itik. Auffal lend ist auch
die hohe Zustimmung zu einer l inken
Regierungsverantwortung. Fast 90
Prozent der Neumitgl ieder befürworten
dies.

Gleichzeitig verändert die Studie auch
den Bl ick auf die Partei. So heißt es
im Gutachten zur Arbeit: „Was die
Einstel lungen zur Demokratie angeht,
entkräftet die Studie Vorbehalte der
normativen Extremismusforschung –
zumindest mit Bl ick auf die
Neumitgl ieder. Rund 87 Prozent – und
damit 5 Prozentpunkte mehr als im
gesamten Osten – halten Demokratie
für die beste Staatsform; zugleich l iegt
der Anteil der Demokratiezufriedenen
mit 37 Prozent um 1 0 Prozentpunkte
niedriger als im gesamten Osten.
Darum scheint die Linke vor al lem sog.
‚kritische Demokraten‘ anzuziehen.
Sie erfül l t damit eine klassische
Parteienfunktion.“

NEUMITGLIEDERSTUDIE
entkräftet Vorbehalte der Extremismusforschung

DIE LINKE OELSNITZ
FÜR GROßE HERAUS�
FORDERUNGEN GERÜ�
STET
Ortsverband wählt neuen Vor-
stand

Am 23.03.1 7 kam der Ortsverband
DIE LINKE Oelsnitz zu einer Mitgl ie-
derversammlung zusammen. Schwer-
punkt der Beratung war die Wahl des
neuen Ortsvorstandes.

Die langjährige Ortsvorsitzende, Jani-
na Pfau kandidierte nicht mehr für das
Amt, da sie sich mehr auf ihre Arbeit
im Landtag konzentrieren möchte. Zu
ihrem Nachfolger wurde der 27-jähri-
ge Lars Legath gewählt. Ihm werden
die bisherigen Stel lvertreterinnen An-
ke Lippold und Margit Stöhr zur Seite
stehen. Vervol lständigt wird der Vor-
stand von Elke Jacob und Waldemar
Strjukov.

Neben der Ortsvorstands-Wahl unter-
hielten sich die Mitgl ieder über Vor-
haben zur Bundestagswahl , die
Neumitgl iederstudie des Landesver-
bandes und die aktuel len Themen in
der Stadtratsfraktion.

Nach der Wahl erklärte Legath: „Ich
freue mich über diese Zusammenset-
zung des Ortsvorstandes. Wir haben
sowohl von den Erfahrungen, als auch
vom Alter her eine gute Mischung. In
den nächsten zwei Jahren stehen für
uns als Ortsverband wieder große Her-
ausforderungen an. Neben der Bun-
destagswahl und den Kommunalwahlen
stehen 201 9 auch wieder Bürgermei-
sterwahlen an.“

Lars Legath

Was sich bereits im Februar, mit der
Anmeldung der Insolvenz, andeutete
wird nun traurige Real ität. Die vosla
GmbH hat angekündigt ein Drittel ih-
rer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
entlassen zu wol len. Dazu erklärt Maik
Schwarz, Mitgl ied im Kreisvorstand
DIE LINKE Vogtland:

„Nachdem die vosla über fünf Jahre
eine kleine Erfolgsgeschichte war, kam
es nun kürzl ich zur finanziel len Schief-
lage. Ein nicht durchfinanziertes Sa-
nierungskonzept wird als Grund
genannt. An diesem waren aber mit
Sicherheit nicht die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter schuld. Dass nun 1 00
von ihnen mit dem Verlust ihres Jobs
den Preis dafür bezahlen, macht mich
traurig und wütend zugleich. Zudem
bedauere ich, dass die Verantwor-

tungsträger der Kommunalpol itik nicht
zu den Investoren der vosla durchdrin-
gen konnten. Nicht einmal eine von
uns geforderte öffentl iche Stel lung-
nahme war von ihnen zu vernehmen.

Nun braucht es vol le Unterstützung
durch Gewerkschaften und den Be-
triebsrat, um mögl ichst viele Jobs zu
erhalten. Viel leicht verzichtet ja zur
Abwechslung mal ein Investor für ei-
ne Weile auf seine Gewinne, um den
Arbeiterinnen und Arbeitern den Job
zu retten.

Wir als LINKE stehen jedenfal ls ge-
meinsam mit den Gewerkschaften auf
der Seite der Arbeiterinnen und Arbei-
ter. Es bleibt daher dabei: Die vosla
braucht die Sol idarität der Region.“

VOSLA�JOBS MÜSSEN GERETTET WERDEN!
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Für eure Artikel!
Redaktionsschluss der nächsten Ausgabe

1 7. Mai 201 7

Sendet uns eure Beiträge an:
redaktion@dielinke�vogtland.de

»LINKE«
NACH DER SPARKASSE NUN AUCH DIE VOLKSBANK
Nach den Sparkassenkundinnen und
Kunden, müssen nun auch die Kundin-
nen und Kunden der Volksbank Vogt-
land mit Einbußen beim Service und
bei der Erreichbarkeit zurechtkommen.
Den Plänen des Geldhauses nach sol l
die Hälfte der Fil ialen dem Kahlschlag
zum Opfer fal len. Als Grund gibt die
Volksbank rückläufige Gewinne an.

Auf Unverständnis stößt dies beim
Bundestagskandidaten der vogtländi-
schen LINKEN, Maik Schwarz: „Offen-
sichtl ich nur, weil Investoren den Hals
nicht vol l genug bekommen können,
werden den Kunden die Serviceange-
bote gestrichen. Trotz eines Rückgangs
von 0,3 Mio. Euro, wies die Volksbank
201 6 noch einen Gewinn von 2,8 Mio.
Euro aus. Die Mitgl ieder der Genos-
senschaftsbank sol len nach den Plä-
nen des Vorstandes auch in diesem
Jahr eine Dividende bekommen. Zwar

fäl l t diese mit 2 Prozent nur halb so
hoch aus wie im Vorjahr, dennoch han-
delt es sich um ein leistungsunabhän-
giges Einkommen, für dessen Erhalt
nun die Serviceleistungen am Kunden
eingedampft werden sol len“, so
Schwarz. Landtagsabgeordnete Jani-
na Pfau, Sprecherin für Verbraucher-
schutz der Fraktion DIE LINKE schl ießt
hierzu an: „Wieder ein Schlag in das
Gesicht von Verbraucherinnen und
Verbrauchern im Bereich Finanzdienst-
leistung. Das Ausdünnen der Ge-
schäftsstel len und somit das Wegfal len
eines großen Bereichs an Kundenser-
vice für die Bürgerinnen und Bürger
nimmt kein Ende. Gerade im ländl i-
chen Raum, mit einer erhöhten Anzahl
an älteren Menschen, ist das tragisch,
da diese meist nicht einfach zu einer
Onl inebank wechseln können. Zusätz-
l ich werden die Kundinnen und Kun-
den mit neuen teils undurchsichtigen

Kontomodel len und erhöhten Gebüh-
ren belastet.“

Dies war auch auf dem letzten Plenum
des sächsischen Landtages in der ver-
gangenen Woche ersichtl ich. „Es ist
von größter Bedeutung, die Rechte von
Verbraucherinnen und Verbrauchern
gegenüber Kreditinstituten zu stärken.
Wir als Fraktion DIE LINKE haben da-
zu einen Antrag zu mehr Transparenz,
Kundenorientierung und Verbraucher-
schutz bei Kreditinstituten eingebracht.
Er stieß auf kein großes Entgegenkom-
men bei den regierenden Parteien.“
Wieder einmal zeigt sich: Verbrauche-
rinnen und Verbraucher benötigen ei-
ne starke Lobby, um ihre Rechte im
tägl ichen Leben erreichen zu können.
Dafür braucht es einen gut ausgestat-
teten und leistungsstarken Partner
und der heißt Verbraucherschutz.

Zur abschl ießenden Beratung der
Schulgesetz-Novel le der CDU/SPD-
Koal ition erklärt Cornel ia Falken, bil-
dungspol itische Sprecherin der Frak-
tion DIE LINKE im Sächsischen Landtag:

Der Titel „Gesetz zur Weiterentwick-
lung des Schulwesens im Freistaat
Sachsen“ ist Etikettenschwindel . Tat-
sächl ich handelt es sich um rückwärts-
gewandte Reparatur – das belegen
schon die 250 Änderungsanträge der
Koal itionsfraktionen, mit denen der
schl immste Dilettantismus unter Re-
gie der CDU-Kultusministerin Kurth
abgemildert werden sol lte. Zugleich
wurde der Öffentl ichkeit eine Bürger-
beteil igung vorgetäuscht, die zu lan-
desweiter Frustration führte, da sich
die Vorschläge aus der Bevölkerung
nicht mal in Spurenelementen im Ge-
setzesentwurf finden.

Der Weg in die Zukunft wurde verpasst,
das längere gemeinsame Lernen – von
der überwältigenden Mehrheit der
Menschen in Sachsen gewünscht –
der Anhängl ichkeit der CDU ans über-
holte gegl iederte Schulwesen mit Aus-
lese der Kinder nach Klasse 4 geopfert.
Die Linksfraktion wil l dagegen mit ei-
nem Änderungsantrag die Mögl ichkeit
zur Gründung von Gemeinschaftsschu-
len schaffen.

Unsere weiteren Änderungsanträge
zielen auf folgende Punkte ab: Inklu-
sive Bildung an al len Schulen, kleine-
re Klassen (Absenkung der Klassen-
obergrenze auf 25), beitragsfreier
Schülertransport, Durchsetzung wirk-
l icher Lernmittelfreiheit, Maßnahmen
gegen Unterrichtsausfal l durch fle-
xibleren Einsatz von Lehrkräften, Stär-
kung der Mitspracherechte der

Elternver-
tretungen,
verpfl ich-
tende
Schulsozi-
alarbeit
überal l ,
verbindl i-
cheres
Anhörungs-
recht der Interessenvertretung der
Sorben und Ermögl ichung von weiter-
führenden Schulabschlüssen auch an
Volkshochschulen.

Fakt ist: Auch wenn die CDU/SPD-Ko-
al ition heute „ihre“ Schulgesetznovel-
le durchdrücken sol lte, wird die
öffentl iche Auseinandersetzung dar-
über weitergehen. Denn was heute auf
dem Tisch l iegt, ist einfach nicht auf
der Höhe der Zeit.

SCHULGESETZ DER CDU/SPD�KOALITION RÜCKWÄRTSGEWANDT
Reparaturen statt Zukunft: Längeres gemeinsames Lernen fehlt

Cornelia Falken
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1 7.05.201 7 SACHSENWEITER RAINBOWFLASH

Im Vogtland ist eine Debatte um den
Mül l entbrannt. Anlass ist, dass der
Landkreis eine neue Abfal lwirtschafts-
satzung beschl ießen wil l . Die vogtlän-
dische LINKE im Kreistag hatte sich
schon im Vorfeld um mehr Transpa-
renz bemüht und gefordert, die Öffent-
l ichkeit in den Prozess mit
einzubeziehen. Aufgrund des öffentl i-
chen Druckes hat die Kreisverwaltung
jetzt offenbar die „Notbremse“ gezo-
gen und das Thema bei der kommen-
den Kreistagssitzung zur „ersten
Lesung“ deklariert. Die LINKE begrüßt
diesen Schritt, sieht aber die Proble-
me wie Intransparenz, ungenügende
Einbeziehung der Bürgerinnen und Bür-
ger als auch die Mül lvermeidung als
ungelöst an. Als ganz aus dem Pro-
zess Ausgeschlossene, fragt sich die
Plauener Stadträtin und Fraktionsge-
schäftsführerin Petra Rank: „Hinter
verschlossenen Türen wurde über vie-
le Monate diskutiert und beraten –
aber mit wem und worüber? Leider ist
hier nichts Näheres zu erfahren. Für
uns ist das nicht nachvol lziehbar. Müs-
sen doch die Kreisräte und Kreisrätin-
nen am Ende darüber abstimmen und
sol lten sich vorher eine Meinung ge-
bildet haben. Dazu gehört auch, mit
den Betroffenen über den Entwurf
sprechen zu können und gegebenen-
fal ls fachl ichen Rat einzuholen. Oder
sol l die Bevölkerung gar nicht vor der
Beschlussfassung informiert werden?“

Kreisrätin und Landtagsabgeordnete
Janina Pfau findet, dass die neue Sat-
zung an der Lebenswirkl ichkeit vieler
Vogtländerinnen und Vogtländer vor-
beigeht: „Es ist einfach nicht mehr
nachvol lziehbar, was die Verantwort-
l ichen im Landkreis mit den Verände-
rungen in der Abfal lwirtschaftssatzung
erreichen wol len. Mül lvermeidung und
Eindämmung il legaler Mül lentsorgung
scheint nicht deren Anl iegen zu sein
und auch die Real ität auf den Dörfern
scheint ihnen fremd zu sein. Der wich-
tigste Punkt im gesamten Konzept sol l -
te die Mül lvermeidung sein. Wenn sich
der Landkreis aber jetzt freut, dass er
nun mit der geplanten Einführung des
Identsystems endl ich die Bürgerinnen
und Bürger erwischen kann, die nicht
mindestens vier Restabfal l tonnen im
Jahr abgeben, dann hat dieses nichts
mit Mül lvermeidung zu tun. Bei vielen
Vogtländerinnen und Vogtländer in den
Dörfern fal len nun mal nicht vier Ab-
fal l tonnen Restmül l im Jahr an. Also
sol len nun die Bürgerinnen und Bür-
ger schön viel Restmül l produzieren,
dass sich auch die viermal ige Leerung
lohnt, weil bezahlen müssen sie die
Tonne, ob vol l oder leer. Auch die Um-
setzung der Einführung der Biotonne
widerspricht jeder Logik. Laut neuer
Satzung können die Bürger befreit wer-
den, die nachweisen, dass sie den Bio-
abfal l selbst kompostieren können.
Dieses stel l t wieder einen großen Bü-

rokratieaufwand für Bürger und Ver-
waltung dar, besonders weil Sonderfäl le
wie beispielsweise die Verbringung in
den eigenen Schrebergarten, gar nicht
bedacht wurde.“

LINKEN-Kreisrat Henry Ruß, der für
die Fraktion auch im nicht öffentl ich
tagenden Mül lausschuss sitzt, ergänzt:
„Neben den noch vielen offenen Fra-
gen ist auch nicht nachvol lziehbar,
warum künftig die kostenlose Entsor-
gung von Sperrmül l wegfal len sol l . Bis
jetzt konnten die Vogtländerinnen und
Vogtländer einmal im Jahr kostenlos
ihren Sperrmül l abholen lassen. Die-
ses sol l nun durch kostenpfl ichtige
„Sperrmül l-Schecks“ erfolgen. Mit die-
ser geplanten Änderung fordert der
Landkreis geradezu heraus, dass noch
mehr Sperrmül l in unseren Wäldern
landet.“

Einigkeit besteht bei den LINKEN aus
der Stadt Plauen und dem Altkreis,
dass die veranschlagten Änderungen
scheinbar wieder nur Kostenerhöhun-
gen mit sich bringen, wobei die Ge-
bührensatzung noch nicht zur
Entscheidung steht, anstatt zur Mül l-
vermeidung und Transparenz beizutra-
gen.

MÜLLPOLITIK VERFEHLT DIE LEBENSREALITÄT IM VOGTLAND

»Kommunales«

Internationaler Tag gegen Homo-, Trans-
und Interphobie (IDAHOT/IDAHIT)

Anlässl ich des IDAHOT/IDAHIT am
1 7. Mai 201 7 ruft der Lesben- und
Schwulenverband (LSVD) Landesver-
band Sachsen zur Teilnahme am 7.
Sachsenweiten Rainbowflash auf.

Von Nowosibirsk bis New York, von
Paris bis Wladiwostok, von Peking bis
Kapstadt und eben auch in ganz Sach-
sen wol len wir gemeinsam am IDA-
HOT/IDAHIT für gleiche Rechte,
gesel lschaftl ichen Zusammenhalt und
gegenseitigen Respekt streiten und
jeder Ideologie der Ungleichwertig-
keit entgegentreten. Selbstbestimmt,
offen und diskriminierungsfrei - eine

demokratische Gesel lschaft muss es
al len Menschen ermögl ichen, jeder-
zeit und an jedem Ort ohne Angst ver-
schieden sein zu können.

Wir widersprechen laut den Täterin-
nen von Orlando, von Tschetscheni-
en und al l den anderen Orten, an
denen Lesben, Schwule, trans- und
intergeschlechtl iche Menschen (LSBTI )
wegen ihrer Art zu l ieben, zu leben
oder wegen ihrer GeschIechtsidenti-
tät Diskriminierung, Gewalt und Tod
erfahren müssen. LSBTI Rechte sind
Menschenrechte!

Mit vielen Partnerinnen werden wir
mit Luftbal lons und Botschaften ge-
gen Hass und Ausgrenzung klar ma-

chen: Gewalt und Vorurteile gegenüber
Lesben, Schwulen, Bisexuel len, trans-
und intergeschlechtl ichen Menschen
haben keinen Platz in einer demokra-
tischen und bunten Gesel lschaft.

Komm auch Du zu Deiner leichtesten
Aktion am Internationalen Tag gegen
Homo-, Trans- und Interphobie! Wir
freuen uns auf viele Teilnehmende.

Plauen
Theaterplatz

1 8:00 – 1 9:30 Uhr

René Mertens
LSVD Sachsen
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Es ist nicht einfach, al lein als Stadt-
rätin der Partei DIE LINKE wirksam zu
werden. Bei der nächsten Kommunal-
wahl - und die kommt bestimmt - wer-
den uns nur dann mehr Bürger ihre
Stimme geben, um eventuel l wieder
mit einem zweiten Stadtrat vertreten
zu sein, wenn sie das Gefühl haben,
die l inke Stadträtin vertritt unsere In-
teressen und kann auch etwas bewir-
ken. Wir haben uns zwar zum Beispiel
aktiv mit schriftl ichen Vorschlägen für
die Gestaltung der Freizeitanlage am
ehemal igen Bauhof und des neuen
Marktplatzes eingebracht. Einiges ist
auch bei der Real isierung bzw. Pla-
nung berücksichtigt worden, aber wis-
sen das auch die Bürger? Dazu müssen
wir mehr an die Öffentl ichkeit. Das
war eine Schlussfolgerung unserer
Stadträtin Helga Meyer, als sie in der
letzten Mitgl iederversammlung Bilanz
über unser Wahlprogramm nach einer
halben Legislaturperiode in Lengen-
feld zog. In unserem Wahlprogramm
fordern wir die Bereitstel lung ausrei-
chender Mittel für Kinder- und Jugend-
arbeit.
Am 22. 04. trafen wir uns - Helga und
ich – mit Jugendl ichen und dem Lei-
ter des Klubs, Mike Friedrich vom Ver-
ein für offene Jugendarbeit, zu einem
interessanten Gespräch von fast zwei
Stunden. Dabei erfuhren wir, dass der
Klub eigentl ich gut angenommen wird.
Dort treffen sich tägl ich von 1 3.00
bis1 8.30, außer sonnabends und sonn-
tags, zwischen 1 0 und 45 Jugendl iche
im Alter von 1 2 bis 26 Jahren. Bei 45
Personen platzt der Klub aber aus al-
len Nähten. Die Räume sind nicht groß.
Einige Jugendl iche kommen auch aus
Weißensand und Plohn. Die Jugendl i-
chen können dort fernsehen, mit dem
Computer arbeiten, Bil lard spielen oder
einfach nur reden. Aber sie helfen sich
auch bei den Hausaufgaben. Über Frei-
gelände verfügt der Klub nicht. Zum
Fußbal lspielen müssen sie nach Un-
terheinsdorf, in Lengenfeld besteht
zur Zeit keine Mögl ichkeit, d. h. , in Len-
genfeld gibt es nicht einmal einen Bolz-
platz. Da könnten wir ja mal drüber
nachdenken. Etwa zwei bis drei Mal
werden auch größere Aktionen gest-
artet, z.B. eine Fahrt nach Schöneck
ins Spaßbad, da stoßen aber einige
schon an ihre finanziel len Grenzen
beim Eigenbeitrag von ca. 1 0 €. Eine
etwa 1 6-jährige Jugendl iche, die sich

sehr engagierte, sagte uns aber, dass
sie sich auch finanziel l gegenseitig hel -
fen, wenn es erforderl ich ist. Viele der
Klubmitgl ieder verfügen über wenig
eigene Mittel , ihre Eltern wahrschein-
l ich auch. Nur zwei Jugendl iche besu-
chen das Gymnasium. Die Jugendl ichen
gehen gern in ihren Klub und würden
sich freuen, wenn auch an den Wo-
chenenden geöffnet wäre. Deshalb
versuchen sie, eine Selbstverwaltung
an den Wochenenden zu real isieren.
Aber das ist nicht so einfach wegen
der Aufsichtspfl icht. Die „Giftl iste“ des
Kreises wirkt sich auch unmittelbar
auf das Klubleben aus. Es war für uns
schon erschütternd, als wir erfuhren,
dass die Öffnungszeit von 30 auf 24
Stunden pro Woche reduziert werden
musste, weil die Stadt die Zuschüsse
kürzte. Wir fragten natürl ich auch nach,
wie wir auch über den Stadtrat helfen
könnten. Der baul iche Zustand des
Gebäudes ist schlecht, so schlecht,
dass das Stadtarchiv ausziehen mus-
ste. Aber für die Jugendl ichen muss
es reichen. Die Jugendl ichen und auch
Herr Friedrich möchten gern im Haus
bleiben, aber eine Sanierung des Ge-
bäudes wäre dringend erforderl ich. Ei-
ne Sanierung des Eingangs, wie vom
Bürgermeister vorgeschlagen, reicht
mit Sicherheit nicht aus. Wir überle-
gen, ob wir im Stadtrat den Antrag
stel len, dass die Stadtverwaltung nach
Mögl ichkeiten sucht, um das Gebäu-
de zu sanieren.
Das Tuch des Bil lardtisches ist völ l ig

zerschl issen und kaum noch bespiel-
bar. Nach Angaben von Herrn Fried-
rich kostet das Tuch ca. 1 50 €, die
Bespannung vom Fachmann ca. 400
€. Das Bespannen könnten sie aber
auch al lein. Viel leicht wäre es mög-
l ich, dass unsere Kreisparteiorganisa-
tion hier direkt hilft. Die Jugendl ichen
und auch Herr Friedrich würden sich
freuen, wenn unsere Landtagsabge-
ordnete, Janina Pfau, und unser Di-
rektkandidat für die Bundestagswahl ,
Maik Schwarz, den Jugendklub Len-
genfeld einmal besuchen würden Auch
wir würden uns freuen, wenn sie da-
für gemeinsam Zeit fänden. Für uns
war der Besuch sehr interessant und
aufschlussreich. Gerade diesen jun-
gen Menschen müssen wir helfen, sie
dürfen nicht verloren gehen.

Helga Meyer & Christian Jacob

STADTRÄTIN BESUCHT JUGENDKLUB

»Kommunales«
NEIES VON DAR META
Ne Donnarstooch woar endl ich wid-
der emol l halbwegs Frühl ingswetter
un de Meta is miet iehrn klaan Enkel
Paul nooch Plaue ze ihrer Freindin
gefahrn. Do froocht de Neideiteln
glei: „Sei beim Paulchen scha wid-
der Schulstund’n ausgefal ln? „Ha,“
soocht de Meta, „dor Lehrer fier Sin-
ge un Zeichne is immer noch krank
un Vertretung dorfier hamm se im-
mer noch kaane.“ Do maant de Neid-
eiteln „do isses kann Wunner, dess
es immer mehr Kulturbanausen gibbt,
die nix weiter kenne als ne ganzen
Tooch auf iehrn Computer rum ze
klappern un dess kaum mehr gunge
Leit neis Theater un ins Museum gen-
ne.“

Die dreie sei nei ne Stadtpark gange
un hamm widder de Vechele in der
Vol iere im Park miet Haselniss un
Sonneblumekerner gefittert. Do darn-
och sei se nei de Tennera gange un
hamm Mittooch gessen. Es hott Sül-
ze miet Braterdepfel un Krautsalat
gehm. „Nu, mei Gute, du guckst heit
widder su grimmisch, is dar e Laus
ieber de Leber geloffen?“

„Ha“, soocht de Neideiteln. „Stel l
dar ner e mol l fier, do hamm se neie
Busse gekaaft un vorher net bedacht,
dess die fier manche Stroßen viel ze
lang un ze braat sei un net an dor
Straß’nbahn vorbei komme.

Dessarweeng hamm se itze die schee-
ne Zentralhaltestel le vom Tunnel in
de Syrastrooß varleecht, die do dari-
er iberhabbt net geeichnet is. Es gibt
kaa Parkeinbuchtung un de Kinner
renne noch ne Aussteing glei vor oder
oder hinter ne Bus ieber de Strooß,
wo itze dar Gengverkehr nimmer mit
20 sondern miet 50 gerammelt
kimmt. Des is e große Unfal lgefahr
un net e mal e Warnschild gibb’s.

„Sei die denn bleed, sette große Bus-
se aazeschaffn, die net nei de Innen-
stadt pass’n?“ soocht de Meta, „iech
kaa mar aa kaa pompöses Polster-
möbel , wenn iech aa es Geld do dar-
fier hätt, kaafn, dess gar net nei mei
klaane Stub passt.“

Dieter Riedler



6 diel inke-vogtland.de

Vogtlandbote Mai 2017 »Kommunales«
ÖFFENTLICHE MITGLIEDERVERSAMMLUNG
des Ortsverbands Treuen/Lengenfeld am 13.03.2017

Diese Mitgl iederversammlung diente
u.a. einer Zwischenbilanz über die Rea-
l isierung des Wahlprogrammes des
Ortsverbandes Treuen/Lengenfeld der
Linkspartei zur Kommunalwahl 201 4
in der Stadt Treuen.

Zu Beginn meines Berichtes verwies
ich darauf, dass eine Vielzahl von nicht
vorhersehbaren Ereignissen die bis-
herige Real isierung des Wahlprogram-
mes beeinflussten. Dazu zählte ich:

■ die aufgrund des Wahlergebnisses
sinnvol le und vom Ortsverband ge-
bil l igte Bildung einer Fraktion Lin-
ke/SPD,

■ der enorme Zustrom von Asylbe-
werbern und Flüchtl ingen im Jahr
201 5,

■ die vorhandenen starken Aktivitä-
ten rechter Kräfte in Treuen in Zu-
sammenhang mit der Diskussion
über die Unterbringung Unbeglei-
teter Minderjähriger Ausländer
(UMA) in der Ortschaft Eich bis hin
zur bekannten NPD-Kundgebung
auf dem Marktplatz Treuen,

■ Regelungen zur kommunalen Finan-
zierung mit ihren mehr als kritik-
würdigen Auswirkungen auf den
Kommunalhaushalt und damit not-
wendigen Investitionen.

Des Weiteren verwies ich darauf, dass
sich bekanntl ich jeder Kommunalver-
treter der LINKEN im Spannungsfeld
zwischen den programmatischen Be-
schlüssen der Partei einerseits und
andererseits der Tatsache befindet,
dass gemäß geltendem Recht in Sach-
sen die Gemeinde- und Stadträte Teil
der Kommunalverwaltung sind. Kein
Kommunalvertreter hat den Status ei-
nes Landtags- oder Bundestagsabge-
ordneten.

Dies sind aus meiner Sicht zumindest
Hintergründe dafür, dass es äußerst
kompl iziert, viel leicht sogar unmög-
l ich, ist, al le Punkte des Wahlprogram-
mes Eins-zu-Eins umzusetzen. Dessen
ungeachtet dürfen die Programmpunk-
te nie aus den Augen verloren werden.
Es ist auch die Überzeugung al ler Frak-
tionsmitgl ieder, dass sich unsere Ar-

beit nicht in der Kontrol le der
Verwaltung erschöpfen kann. Wir se-
hen es als besondere Aufgabe, durch
verschiedenste Beschlussanträge und
Aktivitäten gestaltend auf die Kommu-
nalpol itik in Treuen Einfluss zu neh-
men. Beispielsweise wurden folgende
Anträge beschlossen:

■ Resolution zur Ablehnung von TTIP,
CETA und TiSA (einstimmige An-
nahme im Stadtrat)

■ Änderungsanträge im Rahmen der
Stel lungnahme zum Regionalplan
(z.B. zum Ausbau des Datennetzes,
Einrichtung eines Güterverkehrs-
zentrums, weitere Schaffung von
Radwegen)

■ Änderungsantrag zur Satzung über
die Benutzungsgebühren des Frei-
bades (z.B. Erweiterung von ermä-
ßigten Gebühren auf Großeltern
mit deren Enkeln)

■ Änderungsanträge zur dingl ichen
Sicherung von Rechten im Rahmen
von Grundstücksverkäufen (z.B.
zum perspektivischen Bau von Rad-
wegen an der B 1 73)

■ Gemeinsamer Antrag Lin-
ke/SPD/CDU/FDP zur besseren
Information der Bürgerinnen und
Bürger über das Internet (münde-
te letztendl ich in den Beschluss zur
Anschaffung eines Programmes für
die Ratsarbeit)

■ Erfolgreiche Initiative für eine For-
derung der Stadträte Puschmann
(SPD), Jahn (Linke), Gal le (Freie
Wähler) , Kropfgans, Andermann,
Schubert (al le CDU) zur Berichter-
stattung der Bürgermeisterin über
deren Arbeit in Zusammenhang mit
der Unterbringung von UMA sowie
Asylbewerbern und Flüchtl ingen in
Treuen im Herbst 201 5.

■ Die erfolgreichen Bemühungen von
Longin Ritter und Manfred Pusch-
mann im Rahmen der Abwasser-
projekte in Treuen und Eich wurden
im Rat gewürdigt.

N icht zuletzt waren wir der Initiator
des „Netzwerkes Treuen“ zur Betreu-
ung und Unterstützung in Treuen un-

tergebrachter Asylbewerber. In diesem
Netzwerk arbeiten Bürgerinnen und
Bürger, Stadträte von Linke, SPD, CDU
sowie die evangel isch-lutherische Kir-
che zusammen. Das trug sicher auch
dazu bei, dass jene NPD-Kundgebung
in Treuen zumindest bisher ein Einzel-
fal l bl ieb und die Asylbewerber gut in
Treuen aufgenommen wurden. Unser
Antrag, dass sich zumindest der Ver-
waltungsausschuss frühzeitig mit Fra-
gen der Aufnahme von Asylbewerbern
und Flüchtl ingen befassen möge, wur-
de im Januar 201 5 abgelehnt.

Erwähnt werden sol l auch, dass seit
der Gründung der TWV (Treuener Woh-
nungsverwaltung GmbH) mit Renate
Lauer zum ersten Mal eine l inke Stadt-
rätin Vorsitzende des Aufsichtsrates ist.

Al l dies sind ohne Zweifel Punkte, die
sich so im Kommunalwahlprogramm
nicht finden lassen. Sie machen aber
bestimmt deutl ich, dass unsere Arbeit
nicht ohne Einfluss bl ieb, obwohl wir
der Auffassung des Ortsvorsitzenden
zur Kontrol le der Stadtverwaltung in
deren Ausprägung nicht folgen.

Jürgen Jahn
Fraktionssprecher

Jürgen Jahn
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"Wem um eine Sache zu tun ist,
der muss Partei zu ergreifen wis-
sen, sonst verdient er nirgends
zu wirken!" Nein nicht von Marx oder
Lenin etwa stammt diese kluge Er-
kenntnis – nein vom altwürdigen
Dichterfürsten Johann Wolfgang von
Goethe! Diese Erkenntnis – Sohn kom-
munistischer Eltern – war es wohl ,
gleich nach der Wende damals der
PDS beizutreten (noch heute umso
mehr Dankeschön an Peter Giersich
und dem leider inzwischen verstorbe-
nen Genossen Wolfgang Meisinger als
Vorsitzender der damals noch existie-
renden Ortsgruppe Schöneck) wie glei-
chermaßen aber auch mit Begeisterung
und Überzeugung meine langjährigen
Erfahrungen als Diplom-Journal ist in
unseren Vogtland-Boten einzubringen.
War ich doch gern der Bitte von Peter
Giersich nachgekommen und habe –
quasi von Beginn fast an dabei - mit
ihm gemeinsam diesen oft doch so
steinigen Weg mit manch Hindernis
gern bestritten.

Leider hatte Peter dann – auch nicht
mehr der Jüngsten einer, aus gesund-
heitl ichen und persönl ichen Gründen
(u.a.der Betreuung seiner kranken
Frau) – und dem er gar noch eine „gan-
ze Ecke drangehängt“ hatte, doch sein
Amt abgeben müssen! Ist ihm wohl
doch um so mehr Dank zu sagen für
al l das, was er in al l den vielen Jahren
geleistet hat. Ist er uns ja auch sol-
cherart aktiv erhalten gebl ieben in der
VVN-BdA – über die Regionalgruppe
hinaus – im Landesvorstand und
dessen Zeitschrift "Der Winkel". Wir
indes waren damals – sagen wir´s ehr-
l ich – in ein „tiefes Loch gefal len“.
Wohl auch, weil wir uns auf eine sol-
che Situation nicht eingestel lt hatten.
Was nun – und wie weiter? Quo vadis
Vogtland-Bote? Und so möchte ich hier
ausdrückl ich Sandy Gruber Danke-
schön sagen! Die sich, trotz wohl drei-
er kleiner Kinder, den doch riesigen
„Hut aufsetzte“, und an die ich mich
ob mancher Telefonate gern und vol-
ler Achtung erinnere. Wenngleich dann
auch – zumal wegen famil iärer Proble-
me auch überfordert:

Hat sie doch ein gutes Stück unseres
„Boten“ mit geschrieben. Danke da-
für! Der „Giersich-Peter“ indes war

nicht so einfach zu ersetzen – schon
gar nicht von heute auf morgen. Eben-
sowenig wie jene Autorentreffen da in
der „Elsterperle“ in Oelsnitz, mit
Zwickauer Redaktions-Genossen wie
gar jungen Genossen aus Greiz.

Es war jene Zeit, als unsere Auflage
wie unser Ansehen sehr hoch waren
– wie auch die Zuarbeit: mussten wir
doch so manchen Beitrag nach Zwickau
„abgeben“ (und so erschien mancher
meiner Beiträge eben da, mit dem Er-
gebnis, dass ich manch positive Reak-
tion über Post oder Telefon von dort
erhielt. )

Und so hatte ich die Lösung einer ge-
meinsamen Zeitung nicht nur aus „ra-
tionel len Gründen“ als recht vorteilhaft
empfunden (zumal diese interessan-
te „Umkehr – Methode“, wo dann „hin-
ten vorne war“) . Umso mehr erstaunte
es mich doch, wenn nicht nur hände-
ringend um Beiträge gebeten wird, gar
die Einstel lung unserer Zeitung man-
gels solcher in Erwägung gezogen wird.
Um (nein, nicht Gottes Wil len – da sei
Marx vor) – um keinen Preis! Lieber
Jan, l ieber André – so sehr ich euren
Einsatz schätze: Da l iegt ihr dann doch
ein wenig daneben.

Hier mein Gegenargument: Seit „ewi-
gen Zeiten“ trage ich hier im „tief-
schwarzen“ Vogtland unseren „Boten“
persönl ich aus, suche und finde das
persönl iche Gespräch mit meinen –
ausnahmslos Nicht–Genossen. Und
darum eben geht es mir. Bekomme
dann ständig zu hören: “War auch
schon besser, Eure Zeitung, und über-
haupt: Warum schreibst du eigentl ich

nicht mehr – deine Artikel hatten uns
immer besonders gefal len.“ Mir pein-
l ich, l iebe Genossen. Schreibe ich mir
doch die Finger wund, aber ihr bringt´s
halt nicht. Nun aber bin ich bekannt-
l ich nicht der Typ, der auf den „Putz
haut“ – im Gegenteil . Kritik ist natür-
l ich immer einfach – aber wenn doch
gut gemeint… Nein, als „Schelte“ al-
so sol ltet ihr es besser nicht verste-
hen – habt ihr doch für euren – auch
persönl ichen – Einsatz Dank und An-
erkennung von mir verdient. Würde
ich euch doch l ieber meine Hilfe an-
bieten (als Diplom-Journal ist mit
60jährger Berufserfahrung – auch als
Redakteur, der „natürl ich leicht reden
kann“) . Nein, leicht fäl l t es auch mir
nicht immer – auch ich schüttele mei-
ne Texte „einfach so aus dem Ärmel“
– nicht mal soeben zwar für – aber
nicht „mit l inks“. Feile ich doch oft ta-
gelang an mancher Formul ierung –
streiche, formul iere neu – noch nicht
zufrieden. Al lein mit diesem Ziel : Lasst
uns doch „unsere Zeitung“ interessan-
ter, vielseitiger für al le ansprechend
gestalten. Mit dem „Leichten etwa,
dass so schwer zu machen ist“ – dem
Feuil leton etwa, einer Glosse, Repor-
tagen – Rätseln gar, witzigen Gedich-
ten, Buchempfehlungen… Al l das
immerhin hatten wir schon einmal –
es hat unsere Zeitung angenehm be-
lebt. Fragt den Peter Giersich. Und Ge-
nossen – wir können das! Packen wir´s
an! Ich reiche euch die Hand – schlagt
ein!

Jürgen Böhm

ZUM VOGTLANDBOTEN
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INTERESSANT?!
Arbeitgeber bezahlten 2016 durch-
schnittlich 33,40€ für eine Arbeits-
stunde. Damit lag Deutschland in der

EU aufRang 7.
Statistisches Bundesamt (Destatis)

»Kreuz & Quer«
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WIR GRATULIEREN
allen Leserinnen und Lesern, d ie ihren
Geburtstag feiern können. Besondere
Grüße gehen an die Jubilare mit einem
„Runden“ und jene, d ie über 80 Jahre

jung werden:
E. Schulze Rodewisch 1 6.5.
H . Hartmann Auerbach 1 8.5.
R. Musch Neundorf 20.5.
T. Sautter Oelsnitz 24.5.
A. Solbrig Reichenbach 26.5.
H . Franke Netzschkau 31 .5.
G. Vogel Ellefeld 31 .5.
W. Beyer Plauen 3.6.
E. Gork Plauen 3.6.
G. Lorenz Falkenstein 3.6.
L. Rieger Pöhl 3.6.
W. Schmidt Mylau 3.6.
K. Gromoll Klingenthal 5.6.
J . Gärtner Plauen 5.6.
X. Merkel Brockau 8.6.
J . Cralischeck Lengenfeld 1 0.6.
M. Geipel Klingenthal 1 1 .6.
M. Rehberg Reichenbach 1 1 .6.
H . Konrad Reichenbach 1 3.6.
E. Uhl Bad Brambach 1 5.6.

Wir wünschen Glück, Gesundheit und
viel Kraft für das neue Lebensjahr.

LINKER FAMILIENNACHMITTAG IN
PLAUEN

Von Eltern wird erwartet, dass sie sich intensiv um ihre Kinder kümmern.
Gleichzeitig sol len sie aber auch arbeiten gehen und sich engagieren. Kein

Wunder also, dass Famil ien zunehmend gestresst sind.
„Famil ien brauchen Zeit, Infrastruktur und Geld und insbesondere an Zeit
und Infrastruktur mangelt es“, sagt Jörn Wunderl ich, famil ienpol itischer
Sprecher der LINKEN Bundestagsfraktion. Ideen und Vorschläge, wie

Famil ienpol itik besser gemacht werden kann, hat er einige und er stel l t sie
Ihnen gern vor.

AM MITTWOCH, 23. MAI 201 7

ab 1 5 Uhr Straßencafé
auf dem Theaterplatz

ab 1 7 Uhr Vortrag und Diskussion „Familienpolitik aus linker Sicht“
in der „Alten Feuerwache“

Neundorfer Straße 3
08543 Plauen

MITWIRKUNGSPFLICHTEN FÜR HARTZ IV�
BETROFFENE

„Übersehe ich eine mir nichtig erscheinende Regelung des Jobcenters, so
treibt mich das schnel l unter das schon knapp bemessene Existenzminimum.
Dabei stel le ich tägl ich mein Bestes in einem nicht bezahlten Praktikum oder
einer Maßnahme oder gar als Aufstocker unter Beweis. Wieso bekomme ich
eine Sanktion? Wichtige Reparaturen am Auto oder der Ersatz eines dieser

minderwertigen, gefährl ichen Haushaltsgeräte sind nun unmögl ich.“

Welche gesetzl ichen Grundlagen regeln das Mitwirken? Wo haben
Mitwirkungspfl ichten ihre Grenzen? Was kann bei Nichteinhaltung passieren?
In welcher Situation besteht diese Pfl icht auch ohne Bezug? Diesen Fragen
wird sich das Sozialforum Göltzschtal annehmen. Eingeladen sind al le sozial

engagierten und betroffenen Bürger wie immer ganz herzl ich.

www.sozialforumgoeltzschtal.de

2. Juni 201 7 - 1 8.00 bis 1 9.30 Uhr - Klubraum der Auerbacher
AWG (08209 Auerbach, Eisenbahnstr. 32)

DANKE!
Für eure Spenden und Beiträge!
Nur durch euch kann unsere

DIE LINKE existieren!

BÜRGER*INNEN-SPRECHSTUNDE
Für das direkte Gespräch mit Janina
Pfau, MdL steht unsere Landtags-
abgeordete zu folgenden Bürger-
sprechstunden für Sie in ihrem

Bürgerbüro zur Verfügung:

22.05.201 7 1 4:00 – 1 6:00 Uhr
1 2.06.201 7 09:00 – 1 1 :00 Uhr

Bürgerbüro MdL Janina Pfau
Markt 3, 08606 Oelsnitz/Vogtl . ,

Tel : 037421 / 1 87878

Weitere Termine sind nach
Vereinbarung in Oelsnitz, Auerbach,
Plauen und Reichenbach mögl ich.




